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Aufforderung zur Versicherung an Eides Statt
sowie

Aufforderung zur Zusendung des aktuellen richterlichen Geschäftsverteilungsplanes mit einer Kopie des Präsidialbeschlusses zum sog. richterlichen GVP incl. der Unterschriften

Guten Tag, Herr/Frau BEISPIEL DELINQUENT1, geb. TT.MM.JJJJ und Herr/Frau BEISPIEL DELINQUENT2, geb. TT.MM.JJJJ,
im Hinblick auf zur Disposition stehenden Verfahren sind Sie hiermit aufgefordert via Versicherung an Eides Statt wie folgt zu versichern:

1. Eine schriftliche Bestätigung/Legitimation, daß es sich bei den im sog. richterlichen Geschäftsverteilungsplan (GVP) aufgelisteten Personen um die gesetzlichen Richter gemäß § 16 GVG in Verbindung mit Art. 101 Grundgesetz (GG) für den/die Unterzeichner(in) handelt (Jahr JJJJ bis dato). 
Mögliche Antwort: Ja, incl. gerichtsverwertbaren Nachweisen - oder Nein

2. Daß es sich bei dem angeschriebenen Gericht um ein „Staatsgericht“ handelt, da nach dem Wegfall des § 15 GVG in diesem Hinblick mindestens erhebliche Rechtsunsicherheit besteht.

Mögliche Antwort: Ja, incl. gerichtsverwertbaren Nachweisen - oder Nein

Ferner, sind Sie hiermit aufgefordert:

3. Zusendung des aktuellen sog. richterlichen Geschäftsverteilungsplanes mit einer Kopie des Präsidialbeschlusses zum sogenannten richterlichen GVP incl. der Unterschriften.

Sie wollen bitte bedenken, daß dem/der Unterzeichner(in) diese Nachweise nach Recht und Norm insbesondere als Teil des Souveräns nach Art. 20 (2) GG, IFG/LIFG, § 21e GVG und ganz besonders nach Art. 103 GG zustehen. Bedenken wollen Sie bitte auch, daß der/die Unterzeichner(in) nicht für die prekäre Lage der Legislative, Judikative und Exekutive verantwortlich ist, sondern nur die ihm/ihr zustehenden Grundrechte einfordert. 

Es dürfte sicher kein Problem sein, dem/der Unterzeichner(in) die geforderten Nachweise im Rahmen einer Versicherung an Eides statt - binnen 8 Tagen - zukommen zu lassen, wobei die §§ 156, 161, 159 StGB, die §§ 839, 823 BGB, [Art. 25 u. 34 GG] i. V. m. § 5 VStGB sowie der sogenannte Amtsermittlungsgrundsatz Ihrerseits zu bedenken/beachten sind.
Rechtsfolgen: 
Keine Antwort/Versicherung an Eides Statt, die Verweigerung einer Solchen, Antworten Dritter oder Ausflüchte Ihrerseits werden im Sinne der möglichen Antworten zu 1., 2. und 3. als offenkundiges (konkludentes Verhalten) NEIN behandelt; vorliegende Angelegenheit - Veröffentlichungsvorbehalt - und auch im weiteren Verlauf derselbigen, in jedweder Form und/oder auf andere Angelegenheiten übergehend/übergreifend, ist/sind im Sinne des sog. § 201 StGB nicht rechtswidrig, wenn(/da) die öffentliche Mitteilung zur Wahrnehmung überragender öffentlicher Interessen gemacht wird (bzw. würde); Ihre vollnamentliche (rechtskräftige) Unterschrift (Mindestanforderung = ‚erster Buchstabe d. Vornamens+Punkt‘ u. ‚voller Familienname‘ ausgeschrieben) ist erforderlich (andernfalls von vorn herein ungültig/nichtig = allumfassendes NEIN - im Sinne konkludenten Verhaltens). 

Hinweis:
✔Remonstration - ist Pflicht ✔
Aus den Vorschriften des „Beamten“rechts folgt die Pflicht des „Amts“walters, rechtmäßig zu handeln und somit auch die Pflicht des „Amts“walters, seine Handlungen im Rahmen seiner „amts“walterischen Aktivitäten auf ihre Rechtmäßigkeit hin zu prüfen (s. z.B. auch OLG Koblenz, U 1588/01). Die Remonstrationspflicht (§ 36 BeamtStG, § 63 BBG) ist im „Amts“walteralltag ein nur selten genutztes Recht, da ein Remonstrant häufig befürchtet, als Querulant (oft werden seitens direkter Vorgesetzter oder höherer Stellen/Personen beispielsweise „Betreuungsverfahren“ inszeniert, die dann penetrant an die berüchtigten Querulanten-Prozesse der NS-Zeit erinnern, wobei übrigens auch sich gegen gegenüber dem Recht extrem renitenten „Amts“waltern erwehrende Opfer regelmäßig vor NS-Zeit-ähnlichem Terror oft nicht verschont bleiben) abgestempelt zu werden. Trotzdem oder gerade deshalb wird die Remonstration in neueren Beiträgen zur Verwaltungsethik sowie zum Whistleblowing (Aufdeckung von Skandalen/Verbrechen) zunehmend thematisiert. 

Der „Amts“walter kann sich daher durch die Remonstration vor Disziplinarverfahren schützen, wenn z.B. später die Rechtswidrigkeit einer Anordnung oder Vorschrift festgestellt wird. Gleiches gilt für den Schutz vor Schadensersatzforderungen nach §§ 839, 823 BGB, [Art. 25 u. 34 GG] i. V. m. § 5 VStGB, wobei bei fortgesetzter willentlicher/vorsätzlicher Mißachtung der Pflichten des „Amts“walters, der „Amts“walter nicht behaupten kann, er habe nur seine Arbeit getan und von nichts gewußt. 
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Bweiter Titel.
Gerichtsbarteit.

§. 12.

Die ordentliche freitige Gerichtsbarfeit wird durcy Wnntdgerichte und Land-
gerichte, durd) Oberlandesgerichte und durc) da8 Reichsgericht ausgeiibt.

§. 13.

Bor die ordentlichen Gerichte gehiren alle bitvgerlichen Rechtsitreitigieiten
und Gtrafjachen, fitr weldhe nicht entweder die Suftindigheit von BVerwaltungs-
bebrden ober %ermahun?@ evichten beguiindet ift ober teichBgefeplich befondere
Gerichte beftellt oder zuge aﬁlm find.

§ 14.
AB befondere Gevichte werden jugelafjen:

1. bie auf Staatdvertrigen berulenden Rbeinfdififahrts - und Clbzollgerichte;

2. Geridhte, weldyen die Cntidheidung von biivgerlichen Rechisftveitig-
foiten bei dev ABLSfung von Gerechtigheiten oder Reallaften, bei
Separationen, Konfolidationen, Berfoppelungen, gutsherrlich-bauerlichen
Auseinanderfebungen und dergleichen obliegt;

3. Gemeindegerichte, infoweit denfelben die Enifdheidung iiber vermdgens:
rechtliche nfpriiche obliegt, deven Gegenftand in Geld oder Geldeswerth
bdie Summe von fedig Marf nidyt diberfteigt, jedocd) mit der Maf-
gabe, daff gegen Ddie &ntfd;eii)ung der Gemeindegerichte innerhalb ciner
2cfeblid) au beftimmenden {rift fowohl dem Kldger wie dem Beklagten

ie Berufung auf den otdentlichen Rechtéweg gufteht, und daf der
Gericytsbarfeit De3 Gemeindegerichts, als Kldger odev Veklagter, nur
Perfonen unterworfen werden bdiirfen, weldye in der Gememnbde ben
Wobnjif, eine Niederlaffung ober im Sinne der §§. 18, 21 der Civil-
prozefordnung den Aufenthalt Haben;

4. Gewerbegerichte.
§. 15.

Die Geridhte find Staatdaerichte.

Die ﬂﬁbat%m@tébarteit ift_aufaehoben; an ifre Stelle tritt die Gerichts-
Barfeit Dedjenigen Bunbdedftaated, i weldhem fie audgeiibt wurde. Prifentationen
fite Anftellungen bei den Gerichten finden nicht ftatt.

Die Ausitbung einer _geiftlichen Gevichtsbarkeit in weltlichen Angelegen
Beiten ift ofme bitegerliche Wirtung. Died gilt indbefondere bei Che- und Ver-

[8bniffachen.
§. 16.

Ausnahmegerichte find unftatthaft. Niemand darf feinem gefehlichen Richter
mgogen werden. Die gefeblidhen Beftimmungen iiber Kriegdgerichte und Stand-
rechte werden Biervon nicht beviihrt.
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Gesetz

zur Wiederherstellung der Rechtseinheit auf dem Gebiete der Gerichtsverfassung, der biirgerlichen

Rechtspflege, des Strafverfahrens und des Kostenrechts,

Vom 12. September 1950.

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be-
schlossen:
ARTIKEL 1
Anderung von Vorschriften
iber dic Gerichtsverfassung

1. Anderung
des Gerichtsverfassungsgesetzes

Das Gerichisverfassungsgesetz wird wie folgt ge-
&ndert:

1. § 2 Abs. 2 und 3 erhilt folgende Fassung:

»Der ersten Priiffung muB ein mindestens drei-
jihriges Studium der Rechtswissenschaft auf
einer Universitat vorangehen. Von dem drei-
jahrigen Zeitraum sind mindestens drei Halb-
jahre dem Studium auf einer deutschen Univer-
sitag zu widmen.

Zwischen der ersten und der zweiten Priifung
muB eine Ausbildungszeit von mindestens drei
und einem halben Jahr und héchstens vier
Jahren liegen. Mindestens dreiBig Monate sind
zum Dienst bei den Gerichlen, Staatsanwalt-
schaften, Notaren und Rechtsanwilten zu ver-
wenden; der Rest der Ausbildungszeit ist min-
destens zur Hélfte bei Verwaltungsbehérden,
Korperschaften oder Anstalten des dffentlichen
Rechts, im iibrigen in einer dem Ausbildungs-
zweck dienenden Weise zu verwenden."

Abs. 4 entfallt.

2. § 3 tritt wieder in folgender Fassung in Kraft:
«Wer in einem deutschen Land die erste Prii-
fung bestanden hat, kann in jedem anderen Land
zur Vorbereitung fiir den Justizdienst und zur
zweiten Priifung zugelassen werden,
Die in einem deutschen Land auf die Vor-
bereitung verwendete Zeit kann in jedem an-
deren Land angerechnet werden."

3. § 5 tritt wieder in folgender Fassung in Kraft:

IS

wWer in einem deutschen Land die Fahigkeit
zum Richteramt erlangt hat, ist, soweit dieses
Geselz keine Ausnahme bestimmt, zu jedem
Richteramt innerhalb Deutschlands befahigt.”

. § 6 tritt wieder in folgender Fassung in Kraft:

»Die Richter werden auf Lebenszeit ernannt.”

. § 8 erhilt wicder folgende. Fassung:

«Richter kdnnen wider ihren Willen nur kraft
richterlicher Entscheidung und nur aus den
Griinden und unter den Formen, die die Gesetze
bestimmen, dauernd oder zeitweise ihres Amts
enthoben oder an eine andere Stelle oder in den
Ruhestand versetzt werden. Die Gesetzgebung
kann Allersgrenzen festsetzen, bei deren Er<
reichung Richter in den Ruhestand treten.

Die vorldufige Amtsenthebung, die kraft Ge-
setzes eintritt, wird hierdurch nicht berithrt.

Bei einer Veranderung in der Einrichtung der
Gerichte oder ihrer Bezirke kann die unfrei-
willige Versetzung an ein anderes Gericht oder
die Entfernung aus dem Amt unter Belassung
des vollen Gehalts durch die Landesjustizver-
waltung verfiigt werden.”

. § 8a wird aufgehoben.
. § 9 trilt wieder in folgender Fassung in Kraft:

. Wegen vermogensrechtlicher Anspriiche der
Richter aus ihrem Dienstverhiltnis, insbesondere
auf Gehalt, Wartegeld oder Ruhegehalt, darf der
Rechtsweg nicht ausgeschlossen werden.”

. § 10 crhalt folgende Fassung:

,Nach niherer landesgesetzlicher Bestim-
mung kénnen Gerichtsreferendare mit der Wahr-
nehmung einzelner richterlicher Geschifte be-
traut werden. Der Aufirag ist in jedem Fall
durch den Richter aktenkundig zu machen.




[image: image4.jpg]£56

Bei Amtsgerichlen und Landgerichten kann,
wer zum Richteramt befahigt ist, als Hilfsrichter
verwendet werden, ohne geméB § 6 zum Richter
auf Lebenszeil ernannt zu sein.

Unberiihrt bleiben die Vorschriften tber die
Ubertragung richterlicher Geschafte auf den
Rechlisptleger.”

9. § 1t Lrilt wicder in folgender Fassung in Kraft:

wAuf Handelsrichter, Schoffen und Ceschwo-

Tene sind die Vorschriflen der §§ 2 bis 9 nicht
anzuwenden.”

10. § 12 erhilt folgende Fassung:

,Die ordentliche streitige Gerichisbarkeit
wird durch Amtsgerichte, Landgerichte, Ober-
landesgerichte und durch den Bundesgerichishof
{das Obere Bundesgericht fir das Gebict der
ordentlichen Gerichtsbarkeit) ausgeiibL.”

11, § 13 a wird aulgehoben.

12. § 14 erhdlt folgende Fassung:

»Als besondere Gerichte werden zugelassen:
. Gerichte der Schiffahrl fir die in den Staats-
vertrigen bezeichneten Angelegenheiten;
Gemeindegerichte fir die Verhandlung und
Entscheidung von biirgerlichen Rechtsstreitig-
keilen, deren Streitwert einhundert Deutsche
Mark nicht iibersteigt. Gegen die Entschei-
dung der Gemeindegerichte muB innerhalb
einer geseizlich zu bestimmenden Frist sowohl
dem Klager wie dem Beklagten die Berufung
auf den ordentlichen Rechtsweg zustchen.
Der Gerichtsbarkeit des Gemeindegerichts
diirfen als Klager oder Beklagte nur Personen
unterworfen werden, die in der Gemeinde den
‘Wohnsitz, eine Niederlassung oder im Sinne
der §§ 16, 20 der ZivilprozeBordnung den Auf-
enthalt haben.”

13.|§ 15 wird aufgehob

14. § 17 Abs. 2 tritt wieder in folgerider Fassung in
Kraft:

.Die Laudesgesetzgebung kann jedoch die
Entscheidung von Streitigkeiten zwischen den
Gerichten und den Verwaltungsbehdrden oder
Verwallungsgerichten iiber die Zulassigkeit des
Rechtswegs besonderen Behordem nach Maf-
gabe der folgenden Vorschriften iibertragen:
1. Die Mitglieder werden Iiir die Dauer des zur
Zeitihrer Ernennung von ihnen bekleideten
Amts oder, falls sie zu dieser Zeit ein Amt
nicht bekleiden, auf Lebenszeit ernannt. Sie
kénnen nur unter densclben Voraussetzungen
wie die Mitglieder des Bundesgerichtshofes
ihres Amles enthoben werden.
. Mindestens die Halfte der Mitglieder mu8
dem Bundesgerichtshof oder dem Obersten
Landesgericht oder einem Oberlandesgericht
angehdren, Bei Entscheidungen diirfen Mit-
glieder nur in der gesetzlich bestimmten An-
zabl mitwirken., Diese Anzahl muB eine un-
gerade scin und mindestens finf belragen.
3.Das Verfahren ist gesetzlich zu regeln. Die
Entscheidung ergehl in offentlicher Sitzung
nach Ladung der Parteien.

X

N
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4. Sofern die Zulassigkeit des Rechtswegs durch
rechtskraftiges Urteil des Gerichts feststeht,
ohne daB zuvor auf die Entschejdung der be-
sonderen Behérde angetragen war, bleibt die
Entscheidung des Gerichts mafgebend.”

15. § 18 crhalt folgende Fassung:

wDie deulsche Gerichisbarkeil erstreckt sich
nicht auf die Leiler und Mitglieder der bei der
Bundesrepublik Deutschland heglaubigten diplo-
matischen Vertretungen,  Sie erstreckt sich
auch nicht auf andere Personen, die nach den
allgemein anerkannten Regeln des Vélkerrechis
oder nach einem Staatsvertrag von der deut-
schen Gerichtsbarkeit befreit sind.”

. § 19 erhilt folgende Fassung:
,Fiit die Familienmitglieder, das Geschafts-
personal der im § 18 genannten Personen und
fiir ihre Bedicnsteten, die nicht Deutsche sind,
gilt die Vorschrift des § 18 entsprechend.”

17. § 20 crhilt wieder folgende Fassung:

.Durch die Vorschriften der §§ 18, 19 werden
die Vorschriften tiber den ausschlieBlichen ding=~
lichen Gerichtsstand in biirgerlichen Rechts~
streitigkeiten nicht berdhrt.”

18. § 21 erhilt folgende Fassung:

Die in der Bundesrepublik Deutschiand an~
gestellten Konsuln sind der inldndischen Ge-
richtsbarkeit unterworfen, sofern nicht in Ver-
tragen der Bundesrepublik mit anderen Michten
Vercinbarungen iiber die Befreiung der Konsuln
von der inlindischen Gerichtsbarkeit getroffen
sind.”

. § 22 Abs. 2 bis 4 erhiilt wieder folgende Fassung:
wEin Amitsrichter kann zugleich Mitglied oder

Direktor bei dem fiibergeordneten Landgericht

sein.

Die allgemeine Dienstaufsicht kann von der
Landesjustizverwaltung dem Présidenten des
iibergeordneten Landgerichts {bertragen wer-
den. Geschicht dies nicht, so ist, wenn das
‘Amtsgericht mit mehreren Richtern besetzl ist,
einem von ihnen von der Landesjustizverwal-
tung die allgemeine Dienstaufsicht zu iiber
tragen; ist die Zahl der Richter hoher als fiinf<
zehn, so kann die Dienstaufsicht zwischen
mehreren von ihnen geteilt werden,

Jeder Amtsrichter erledigt die ihm obliegen-
den Geschafle, soweil dieses Gesetz nichts an-
deres bestimmt, als Einzelrichter.”

20. Folgende Vorschriften werden als §§ 22a bis

224 eingefiigt:
.8 22a
Bei den mit einem Prasidenten besetzien
Amlsgerichten wird ein Prasidium gebildet.
Das Présidium besteht aus dem Amtsgeric
prasidenten als Vorsitzenden, den Amtsgerichts
dircktoren, den Obcramtsrichlern und den bei-
den dem Dienstalter nach, bei gleichem Dienst~
alter der Geburt nach altesten Amtsrichtern.
Das Prasidium entscheidet nach Stimmen-
mehrheit; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme
des Amtsgerichtsprasidenten den Ausschlag.
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Anmerkung, folgende Uberschrift hétte den Sachverhalt wohl angemessen gewiirdigt:

SLB: Unterschrift "vergessen" -

Jagd auf Pleite-Banker vereitelt!

MORGENPOST, MORGENPOST, 1422014
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SLB: Unterschrift vergessen -
Jagd auf Pleite-Banler genIaIZI

Von Juliane Morgenroth

LEIPZIG/DRESDEN - Jetzt ist es
passiert: Im Milliarden-Skandal
um die Landesbank kommen die
Ex-Vorstinde Michael Weiss und
Rainer Fuchs straffrei davon! Un-
glaublich: Schuld daran st eine
fehlende Unterschrift der Staats-
anwaltschaft.

der GAU fiir die Leipziger

Die ehemal

gen Landesbank-Vorstinde N
chael Weiss und Rainer Fuchs

intergrund: Im November
hatte das Landgericht Leipzig
Anklagen gegen We Fuchs
sowie Ex-Vorstand Hans-Jiirge
Klumpp in groBen Teilen als zu
diinnabgewiesen. Die drei sollen

Nichstes Kapitel im Landesbank-Skandal: Dank der Unterschrif-
tenpanne kommen Ralner Fuchs (I.) und Michael Welss (r.) unge-

schoren davon (F.,

mit dafiir gesorgt haben, dass
die Jahresabschliisse 2003 und
2004 geschont waren. Gegen die
teilweise Nichtzulassung ihrer
Anklage wehrte sich die Staats-
anwaltschaft mit der Beschwer-
de.

Klar, dass die OLG-Entschei-
dungfiirEntsetzensorgt: ,Dasist

: Hans-Jilrgen Klumpp).

Foto: action press

drgerlichund schade. Jahrelange

Cardo Schulz, Die Behrde bleibt
bei ihrer Auffassung, wonach die
Unterschrift nicht notig sei.
Schulz lieB aber durchblicken,
dass angesichts unterschiedli-

Srhnmder‘

', 50 Schulz. Die beiden mi
sen auch nichts zahlen - d:
Landgericht hatte die Schadens-
ersatzklagen des Freistaats ab-
gewiesen. Nur bei Klumpp ist

noch ein Anklagepunkt offen.
Genauso wie die Anklagen ge-
gendie vier weiteren Ex-Vorstan-
de Stefan Leusder, Herbert Sii,
Werner Eckert und Yvette Bella-
vite-Hovermann.

Wegen hochriskanter Finai
geschifte musste die Lande
bank 2007 an die Landesbank
Baden-Wiirttemberg notver-
Kauft werden. Bedingung: Sach-
sens Steuerzahler biirgen fiir
Ausfille mit bis zu 2,75 Milliar-
den Euro- 1,1 Mrd. Euro wurden
schon fallig.
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Entolt am: 03.09 2013

Gescafnzachan Inr Zachan [ Td. Fax Dstam

1848 2223 0209.2013
Sehr geehrte
in der Sache

wird Exnen mitgeteilt, dass Ihr bei Gericht am 09.08.2013 eingegangenies Schreiben zwar als Einspruch
gegen das Versgumnisurteil des Amtsgerichts Mitte vom 24 .07.2013, anzusehen ist Dieser Einspruch ist
och unzulgssig. weil IRFDafreiben nicht untarzelchnat ist. Auch ein maschinell ersteltes Schraiben ist
nicht ohne Unterschrift gultg.
wird Gelegenhei{ gs n, binnen 10 Tagen Stallung zu nehmen oder den Einspruch
zurickzunehmen. Der Einspruch muss ggf. kostenpflichtig als unzutdssig verwarfen werden

<14}

Brade

Richter am Amtsgericht

Beglaubigt

Nie e

Justizbeschaftigte

Anmerkung: )

- Unvollsténdige Namen (volle Namen weder gedruckt, noch als Unterschrift),

- Beglaubigungsvermerk incl. Dienstsiegel fehlt,

- Eine Paraphe ist keine Unterschrift (s. "Justizbeschaftigte" Nieke), ) )

- Die Bezeichnung "Justizbeschaftigte” 1aRt hinsichtlich der Beglaubigungsberechtigung Zweifel aufkommen,
zumal es sichtlich und offenkundig an einer Beglaubigung mangelt ... -

... somit handelt es sich um einen nicht beglaubigten Entwurf, welcher trotz korrekter Aussage hinsichtlich

maschinell erstellter Schriftstiicke, so keine rechtliche Wirkung entfaltet haben durfte.
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Entscheidungen [ Faser (TEDVL=
StPO

Urteil, Unterschrift, Wirksamkeitsanforderungen

Gericht / Entscheidungsdatum: KG, Beschl. v. 27.11.2013 - 3 Ws (B) 535/13
— 122 Ss 149/13 317 OWi 760/13

Leitsatz: Zu den Anforderungen an eine ordnungsgeméfe Unterschrift unter
das Urteil.

KAMMERGERICHT

Beschluss

Geschéftsnummer:

3 Ws (B) 535/13 — 122 Ss 149/13 317 OWi 760/13

In der BuRgeldsache gegen

wegen Verkehrsordnungswidrigkeit

hat der 3. Senat fir BuBgeldsachen des Kammergerichts in Berlin

am 27. November 2013 beschlossen:

Auf die Rechtsbeschwerde des Betroffenen wird das Urteil des Amtsgerichts
Tiergarten vom 2. August 2013 mit den Feststellungen aufgehoben.

Die Sache wird zu neuer Verhandlung und Entscheidung - auch Uber die Kosten
der Rechtsbeschwerde - an eine andere Abteilung des Amtsgerichts
zuriickverwiesen.

Griinde:

Das Amtsgericht Tiergarten hat den Betroffenen wegen einer vorsatzlichen
Zuwider-handlung gegen §§ 41 Abs. 2 (richtig: Abs. 1, Zeichen 274), 49 Abs. 3
Nr. 4 StVO nach § 24 StVG zu einer GeldbuRe von 250 Euro verurteilt und ein
Fahrverbot von einem Monat angeordnet. Es ist zu der Uberzeugung gelangt,
dass der Betroffene am 11. November 2012 mit dem Pkw xxxxx um 11.31 Uhr
in 12351 Berlin die BAB A 113 in nérdlicher Richtung befuhr und hierbei die
durch Zeichen 274 vorgeschriebene Hochstgeschwindigkeit von 80 km/h um 35
km/h Uberschritt. Der Betroffene hat gegen dieses Urteil Rechtsbeschwerde
eingelegt, mit der er die Verletzung sachlichen Rechts rlgt. Er hat (vorlaufig)
Erfolg.

Grundsatzlich - und so auch hier - fuhrt die allgemeine Sachrige zu einer
umfassen-den Prifung des Urteils auf materiell-rechtliche Fehler.
Voraussetzung hierfiir ist allerdings, dass dem Senat ein vollstéandiges
schriftliches Urteil als Priifungsgrundlage vorliegt. Nach §§ 46 Abs. 1 OWIG,
275 Abs. 2 StPO setzt dies voraus, dass es von dem Tatrichter ordnungsgeman
unterzeichnet ist.

[vgl. OLG KéIn NStZ-RR 2011, 348,
Kammergericht, Beschluss vom 16. September 2013 -(3) 161 Ss121/13
(82/13)-], der nur innerhalb der Frist des § 275 Abs. 1 Satz 2 StPO berichtigt
werden kann. Zwar dlrfen an die Unterschriftsleistung keine allzu groRen
Anforderungen ge-stellt werden, doch

Der Schriftzug muss die Méglichkeit bieten, anhand
einzelner erkennbarer Buchstaben die_

[vgl. OLG KéIn und KG a.a.0.]. Sind hingegen keinerlei Buchstaben erkennbar
Anmerkung: Unter "vollem Namen" sind mindestens der Vor- und Familienname zu verstehen!
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und besteht die Unterschrift lediglich aus der Verwendung bloRer geometrischer
Formen oder Linien, fehlt es an dem Merkmal einer Schrift und damit an einer
formgerechten Unterschrift [vgl. BayObLG VRS 105, 356]. So liegt der Fall hier.
Ahnlich dem Fall, der der oben zitierten Entscheidung des Senats vom 16.
September 2013 zugrunde lag, besteht auch im vorliegenden die Un-terschrift
der Tatrichterin lediglich aus zwei nahezu gleichlangen Strichen, von denen der
linke gerade und senkrecht, der rechte hingegen in einigem Abstand beginnend
zunéchst waagerecht und dann mittig in einer leichten Kriimmung nach rechts
unten verlauft. Rickschliisse auf einen Buchstaben, geschweige denn auf einen
Namen lassen sich aus diesen beiden Zeichen nicht ziehen. Dem steht nicht
entgegen, dass sich diese teilweise Uber dem_und der
Amtsbezeichnung der Richterin befinden, die das Protokoll als Tatrichterin
ausweist.Denn dies kann die erforderiche Unterschritsiistung[ichersetzen
[vgl. BGH 967].
Damit aber liegt

vor, so dass der Senat mangels Grundlage die ihm mit der
Rechtsbeschwerde angetragene sachlich-rechtliche Prifung nicht vornehmen
kann.
Er hebt das Urteil auf und verweist die Sache zu neuer Verhandlung und
Entscheidung - auch Gber die Kosten der Rechtsbeschwerde - an eine andere
Abteilung des Amtsgerichts zuriick.

Einsender: RA Orhan Sahin, Berlin

Anmerkung:
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10.12.2014 | Setie Zwangsvallstreckung Praxistipps und Sonderfalle

Eingescannte Unterschrift des
Gerichtsvollziehers ausreichend?

Bei der Eintragung des Schukdners indas
Schukdrerverzeichris - immerhin ein folgenscsverer Schritt

- muss alles seine rechtliche Ordnurg haben. Eine

Nach § 882 ¢ ZPO hat der zustandige Gerichtsvollzicher unter
bestirmnten Voraussetzungen die Eintragung des Schuldners
in das Schukrerverzeichuis anzuordnen. Dieshat — wiein
einemn vom LG Stuttgart entschiedenen Fall ~ beisgielsweise

- dannz erfol gen, wenn der Schuldrer trotz ordnungsgemaer
Gerichtsvollzieher muss Eirtragungsanordmnging | acung dem vom Gerichivollzicher anberauraten Termin zur
Sclmldnerverzeichnis urterschreiben Abgabe der Vermbgensauskuntt unentschuldigt ferngeblieben
Bildt Hanfe Online R edsktion i,

Rechishehelf gegen die Eintragungsarordnmg
Gegen die Eintragungsannriinung des Gerichtsvollziehers kann sich der Schuldner mit einern Widersprach zur Wehr
setzen. Im vorliegenden Fall hatte sich der Schul dher mittels Widerspruchs darauf be e, dass die
Eirtragangssnordmming vom Gerichtsvollzieher nicht urterzeichnet worden sei, sondem ur eine Paraphe aufoweise,
Wakret das Amtsgericht den WAderspruch des Schuldnersals unbegrindet zurickowies, gab dasLG Stutigatt dem
Schuldner auf seine Beschwerde tin R ectt, Das Landgericht stellte zurichst fest, dass auch rach der erfolgten
Eirtragingin das Schuldherverzeichnis ein Recttsschutzhediefris des Schuldners gegebenist

In der Sache selbst vertrat dasLG Stuttgart die Auffassung, dass eine eingescante und in die Anordnung hineiticopierte
Unterschrift ticht ausreichend ist Die Herkunft des Schrifist ckes ist dadurch richt hinreichend verbtirgt, Vielmehr

bedarf die Eintragungsanordnung der Unterschrift des Gerichtsvollzichers, Andernfalls lieg din formeller Mangelvor.

DasLG Stuttgart fitrte zur Begrindung aus, dassauchnach § 762 Abs. 2Nr. 5 ZPO die Unterschiifl des
Gerichtsvollziehers erfordertich ist, wenn die Eintragungsanordung it Verhaftungsprotokoll enthalten ist. Fir die
Eirtragungssnordming hach § 882 ¢ ZPO katm daher nichts anderes gelten Die eigenteindige Utterzelchrung durch den

Gerichtsvollzicher ist auch ier erforderlich,

—

(LG Stutigart, B eschluss vom 26062014, 10 T83/14).
Vel zu dern Therna auch:
Eidesstattliche Versicherung, Aufforderung zur Abgabe

fwech 03032015 1418
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7. Beurkundung, Protokoll - Absatz 9. Nach § 21c Abs. 9 ist der Geschafisvertei-
lungsplan in ciner Geschftsstelle des Gerichts zur Einsichtnahme aufzulegen. Aus dicser
Vorschrift folgt, dass eine Originalurkunde vorhanden sein muss, in der s Ergebnis der

tung und Abstimmung der Geschifisvesteilungsplan niedergelegt ist. Es ist vielfach
blich, dass alle Mitglieder des Prisidiums, auch wenn sie an der Sitzung niche teilnch-
men, oder doch wenigstens dicjenigen Mitglicder, die bei der

auch wenn sie bei der Abstimmung herstimmt

Whustben vad 1t Taes Do
gesetzmatig (§ 21 Abs. 1, § 21c o 7) zustande gekommen si. Eine Unterzeichnung
des Plans mindestcns durch dic an der Beschlussfassung Beteiligten ~ in Analogic zam
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Löwe-Rosenberg�Die Strafprozeßordnung und das Gerichtsverfassungsgesetz�Band 10 (GVG; EGGVG), neu bearbeite Auflage�Seite 221, Rn. 74
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